[bookmark: _GoBack]Finanzielle Förderung für auswärtige Kinder
Antrag des Trägers - Ausnahmegenehmigung

Bei Wegzug außerhalb Frankfurts während der Betreuungszeit oder für ein auswärtiges Kind einer Pädagogischen Fachkraft, die in einer Frankfurter Kita beschäftigt ist. 

1. Wegzug außerhalb Frankfurts nach Aufnahme eines Kindes:	
[bookmark: Text1]Träger Nr:       
Träger Name:      
Name und Anschrift der Einrichtung:
     
Name des Kindes:      
Geburtsdatum des Kindes:      
Betreuungsvertrag vom / Kind aufgenommen seit (Datum):      
Datum Wegzugs des Kindes am:      

Meldebescheinigung aktuelle Adresse:		ja  (   )        nein  (   ) 
(Meldebescheinigung zwingend erforderlich, wenn Datum des Wegzuges vor Antragstellung.)

Ausnahmegenehmigung wird beantragt für die Zeit vom:      bis:      
Begründung bei Härtefall (Übergangszeitraum länger als 3 Monate) durch den Träger (kindbezogene Kriterien):
ggf. gesondertes Blatt
	     






Frankfurt am Main, den			Stempel u. rechtsverbindliche Unterschrift des Trägers
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Antrag des Trägers - Ausnahmegenehmigung

Bei Wegzug außerhalb Frankfurts während der Betreuungszeit oder für ein auswärtiges Kind einer Pädagogischen Fachkraft, die in einer Frankfurter Kita beschäftigt ist.
2. Auswärtiges Kind einer Pädagogischen Fachkraft, die in einer Frankfurter Kita beschäftigt ist: 
Träger Nr:     
Träger Name:      
Name und Anschrift der Einrichtung (in der das Kind betreut wird) :
     

Name des Kindes:      
Geburtsdatum des Kindes:      
Ausnahmegenehmigung wird beantragt für die Zeit vom:       bis:      
Trägererklärung, dass päd. Fachkraft nur einsetzbar ist, wenn die Betreuung des Kindes in einer Frankfurter Kita stattfindet; Beschäftigungsnachweis der Fachkraft in der Kita:

	     





Frankfurt am Main, den			Stempel u. rechtsverbindliche Unterschrift des Trägers
Datenschutzbestimmung aufgrund des Inkrafttretens der europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) – Verordnung (EU)  Nr. 2016/679
Die betroffenen Personen wurden in geeigneter Weise von der Verarbeitung ihrer Daten in Kenntnis gesetzt, insbesondere auch darüber, dass die entsprechenden Daten zu Zwecken der Bearbeitung der Stadt Frankfurt am Main zur Verfügung gestellt und dort im Rahmen des Kostenausgleichs an entsprechende Behörden weitergeleitet werden.
